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5. Andere Realitäten schaffen! 
Was heißt hier Visionen?

Gangbare Lösungen, die den Notwendigkeiten und den Möglichkeiten der Mig-
rationspolitik vor Ort gerecht werden, lassen sich kommunal oft nur schwer ini-
tiieren: Angesichts bundes- und landesrechtlicher Rahmenbedingungen muss 
sich aber niemand entmutigen lassen. Denn manches Mal ist es vor allem eine 
Haltung, die alternativen und emanzipatorischen Vorschlägen ein Fenster öff-
net. Migrations- und vor allem Asylpolitik wird auf lange Sicht ein aktuelles 
Thema bleiben, auch, weil die Gründe bestehen bleiben, die Menschen dazu 
bringen, sich in einem anderen Land eine sichere Existenz aufbauen zu wol-
len. Der erste Schritt wird immer sein, Ein- und Auswanderung als Selbstver-
ständlichkeiten zu betrachten.

➞ Asylsuchende sind oft traumatisiert, ➞ Geduldete haben andere Inter-
essen als Menschen mit gesichertem Aufenthalt. Wer gezwungen ist, im Un-
tergrund zu leben, wird wesentlich verletzlicher und erpressbarer sein als an-
dere. Was aber Wissenschaftler_innen, die aus einem Land ins andere ziehen, 
und Saisonarbeiter_innen in der Landwirtschaft eint, ist die Diskriminierungs-
erfahrung, weil sie als »anders« oder »fremd« wahrgenommen werden. Dieser 
Wahrnehmung wohnt immer auch eine Abwertung inne. Linke und antirassis-
tische Politik wird immer einen Antidiskriminierungsansatz verfolgen müssen, 
der auf gleichberechtigte Teilhabe setzt – nach außen gerichtet, aber auch auf 
sich selbst bezogen. Diskriminierung lässt sich nicht immer »eindeutig« be-
stimmen. Häufi g sind Menschen mit Diskriminierungserfahrung wesentlich 
länger mit Ausgrenzung und oft sogar Gewalt konfrontiert worden. Die Defi ni-
tionsmacht, was Diskriminierung ist, sollte bei ihnen liegen, eine linke und an-
tirassistische Unterstützung sollte jenseits von Bekenntnissen empathisch und 
parteiisch sein. Denn beispielsweise verträgt sich der anti-antisemitische Kon-
sens in der Zeit des Nachkriegs hervorragend mit weit verbreiteten antisemi-
tischen Einstellungen und Verhaltensweisen in der Bevölkerung. Das Engage-
ment »gegen Rechts« und »für Vielfalt« wird von derselben Bundesregierung 
fi nanziert, die für Abschiebungen, den ➞ nachrangigen Zugang von »Migrant_
innen« zum Arbeitsmarkt oder andere strukturell rassistische Rahmenbedin-
gungen verantwortlich zeichnet.

Die Förderung von Teilhabe kann nur dann erfolgreich sein, wenn Migrati-
onspolitik als Querschnittsthema gedacht und bearbeitet wird. Eine gute Sozi-
al- und Wohnungspolitik oder eine auf gleichwertige Chancen gerichtete Bil-
dungs- und Gleichstellungspolitik sind stets auch gute Migrationspolitik. Eine 
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Aufteilung der Gesellschaft in »Deutsche« und »Nicht-Deutsche« ist dabei so 
wenig zielführend wie eine Unterteilung der »Migrant_innen« in ➞ Unionsbür-
ger_innen, Drittstaatenangehörige mit gesichertem Aufenthalt, Asylsuchende 
oder ➞ (Spät-) Aussiedler_innen. Zu beachten gilt nur: Bei der Entwicklung von 
Lösungsstrategien haben unterschiedliche Bevölkerungsgruppen unterschied-
liche Zugangsmöglichkeiten – etwa, was die Teilhabemöglichkeiten bei Wah-
len und Abstimmungen angeht. Teilhabeorientierung heißt mal »Weltoffenheit« 
und mal »Willkommenskultur«. Immer geht sie davon aus, dass auch kommu-
nales Handeln im Dienst der Würde eines jeden Menschen steht.

Linke Kommunalpolitik kann Möglichkeiten der Teilhabe schaffen, die nicht 
vom Staatsangehörigkeitsrecht abhängig sind. Dies widerspricht nicht der wei-
terhin notwendigen Forderung nach einem Wahlrecht auf allen Ebenen für alle 
hier lebenden Menschen. Der Kreis derjenigen, die informiert, befragt oder ge-
zielt eingeladen werden, um ihre Perspektiven einzubringen, kann systematisch 
erweitert werden. Am Ende sollten vor allem Menschen eingebunden werden, 
die bisher nicht oder nicht ausreichend gehört wurden. Warum sollten Asylsu-
chende keine Meinung zu einem »allgemeinen« Bauvorhaben oder im Rahmen 
eines Bürger_innenhaushalts haben? Oft wird erst der stete Tropfen den Stein 
höhlen, aber dies trifft ohnehin für viele Fragen zu, die zum Kernbestand linker 
Politik gehören. Alle Menschen, die auf dem Gebiet einer Kommune wohnen, 
sollten das Recht haben, Teil der Entscheidungsprozesse zu sein.

Linke Kommunalpolitiker_innen sind in besonderem Maße aufgefordert, sich 
mit selbstorganisierten Gruppen, Vereinen, Gemeinden oder mit Schlüsselper-
sonen zu vernetzen. Das wird selten auf Anhieb und vielleicht nicht immer rei-
bungslos funktionieren. Zwischen selbstorganisierten Initiativen von Hartz-IV-
Betroffenen, Gruppen, die sich gegen Gentrifi zierung einsetzen, feministischen 
Lesekreisen und einer Moscheegemeinde herrscht zwar nicht automatisch eine 
Interessenidentität. Eine Schnittmenge für gemeinsame Politik wird sich aber 
trotzdem in den meisten Fällen herstellen lassen, wenn zum Beispiel ein Be-
kenntnis zu einer inklusiven Stadt/Gemeinde in den Mittelpunkt gestellt wird.

Dort, wo Sie sich nicht sicher sind, gibt es immer die Möglichkeit, sich zu 
informieren. Fragen Sie in Organisationen in Ihrem Umfeld nach Literatur und/
oder Kontakten, um sich selbst, Ihre Initiative, Gewerkschaftsgruppe oder Partei-
gliederung fortzubilden. Das geht am besten, wenn dies nicht spontan geschieht 
– etwa, weil eine rechtspopulistische Mobilisierung gegen eine Sammelunter-
kunft oder eine Moschee gestartet wurde. Setzen Sie sich systematisch Ziele, 
an denen Sie in »ruhigen« Zeiten arbeiten können, ohne dass schnell Antworten 
gefunden werden müssen. Eine angemessene Repräsentation der lokalen Be-
völkerung in Ihren Reihen, in Ihrem Programm, in Ihrer Bibliothek oder bei der 
Auswahl der Orte, wo Sie Unterschriften sammeln oder einen Stand betreuen, 
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wird um so einfacher fallen, je aktiver Sie sich mit Menschen und Themen be-
schäftigt haben, die auch in Ihren Kreisen vertreten sein könnten.

Sprache ist eins der mächtigsten Mittel, die uns zur Verfügung stehen. Durch 
die Art, wie wir über jemanden oder etwas sprechen, schaffen wir eine Reali-
tät oder beeinfl ussen sie doch immer stark. Die meisten sozialen Beziehungen 
werden auch durch Sprache hergestellt. Achten Sie doch einmal darauf, wen sie 
duzen und wen sie siezen. Durch die (An-) Sprache werden nicht nur Informa-
tionen oder Handlungsanweisungen weitergegeben. Sprache, so ließe sich ein-
fach sagen, macht Politik. Die historischen Spuren in und die Erfahrungen mit 
einzelnen Begriffen müssen nicht für alle gleichermaßen relevant sein. Wenn 
Menschen oft mit Bezeichnungen belegt wurden, die anderen zwar als »normal« 
vorkommen, von ihnen aber als ausgrenzend empfunden wurden, wird die un-
kritische Verwendung solcher Begriffe eine Zusammenarbeit erschweren.

Es wird keinen Sinn haben, Listen mit »belasteten« und »gangbaren« Be-
griffen anzulegen, um »richtigen« Sprachgebrauch von »falschem« abzugren-
zen. Ein sensibler Umgang mit Sprache setzt voraus, sich der Geschichte und 
Bedeutung bewusst zu sein, die in ihr zum Ausdruck kommen. Wörter, die wir 
benutzen, sind ja nicht unser Privatbesitz, den wir auf die eine oder die andere 
Weise »meinen« können. Als gesellschaftliches Werkzeug wird es immer dar-
auf ankommen, was auf der einen Seite »eigentlich« gemeint ist, anderseits aber 
auch, was darunter verstanden wird. Die Frage, wo jemand herkommt, mag bei-
spielsweise einem ehrlichen Interesse entspringen. Für die gefragte Person mag 
diese Frage aber ganz andere Assoziationen wecken, zum Beispiel, dass ihr da-
mit häufi ger eine vermeintlich andere »Heimat« zugeschrieben wird. Es ist ein 
elementares Gebot des Respekts, Bevormundung zu vermeiden (zum Beispiel 
in Form der Nachfrage: »Nein, wo kommst du wirklich her?«).

Fremdsprachige Begriffe wie »sans papiers«, »Resettlement« und »Refugees« 
oder ➞ »People of Color« verweisen auf den eklatanten Mangel an deutschspra-
chigen Begriffen für Menschen und Realitäten in Deutschland, während ande-
re Begriffe (»Volk« und ➞ »Volkszugehörigkeit«, zum Teil selbst die Bezeich-
nung »deutsch«) Bedeutungen transportieren, die heute nicht mehr aktuell sein 
können, weil sie die Bevölkerung nicht adäquat beschreiben. Um eine linke, 
antirassistische, emanzipatorische Politik zu entwickeln, die den verschiedens-
ten Einwanderungsrealitäten gerecht wird, braucht es vor allem eine konzeptio-
nelle Vision, die der kulturellen, ethnischen und religiösen Diversität Rechnung 
trägt. Gerechtigkeit – in einem umfassenden Sinn des Wortes – steht nicht um-
sonst im Mittelpunkt linker Politik. Nur so wird es gelingen, die doppelte Ge-
walt zu überwinden, die vom Rassismus ausgeht: zum einen die rassistischen 
Unterscheidungen, die vorgefunden und kritiklos wiederholt werden, und zum 
anderen die Nicht-Thematisierung genau dieser Verhältnisse.
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Der öffentliche Raum ist wesentlich mehr als die Summe der Parks, Plätze und 
Straßen in einer Kommune. Neben der Stadt-, Raum- und Verkehrsplanung, die 
in Satzungen oder Gebührenordnungen für die Nutzung des öffentlichen Raums 
geregelt wird, können weitere Maßnahmen sinnvoll sein, die seine soziale Funk-
tion in den Vordergrund stellen. Gerade dort, wo durch fi nanziellen Druck viel 
privatisiert worden ist, sind private und halböffentliche (privatrechtlich genutzte) 
Orte und Einrichtungen entstanden, wo die jeweiligen Eigentümer_innen per 
Hausrecht über die Nutzung und vor allem den Nutzer_innen-Kreis entscheiden 
(Parkhäuser und Tiefgaragen, Parks usw.). Begegnungsräume, die gebührenfrei 
und bedürfnisgerecht genutzt werden können, sind weniger geworden. Umso 
wichtiger ist eine Beschäftigung mit Fragen rund um das Gemeinsame.

Vor allem linke Lokalpolitiker_innen, Initiativen, Gewerkschaftsgruppen und 
engagierte Einzelpersonen können viel dafür tun, dass ein antirassistisches Leit-
bild nicht nur für die Verwaltung und die Einrichtungen der Kommune verankert 
wird, sondern auch für die Nutzung des öffentlichen Raums. Die Grundsätze der 
➞ Barrierefreiheit und des Gender Mainstreaming lassen sich oft gut ergänzen – 
zumal geschlechtsspezifi sche Nutzungen des öffentlichen Raums (wie auch der 
Angebote des Jugendamtes) in vielen Kommunen dokumentiert sind und einen 
Anknüpfungspunkt darstellen, der nicht unterschätzt werden sollte.

Debatten um Ordnung, Sauberkeit, Sicherheit oder Straßenhandel verknüp-
fen diese Themen oft mit Einwanderung und Einwander_innen. Die Auswei-
tung von repressiven Maßnahmen vor Ort wird in diesem Zusammenhang zu 
Unrecht oft mit dem gesamtgesellschaftlichen Diskurs um Migration und Kri-
minalität verknüpft und begründet – aber am Ende treffen die Maßnahmen oft 
alle, unabhängig von der Herkunft, der Staatsangehörigkeit oder vom Aufent-
haltsstatus. Auch wenn Sicherheits- und Ordnungsbürgermeister_innen nicht 
alles selbst entscheiden, hat ihr Wort und ihre Positionierung deshalb doch ei-
niges Gewicht, wenn es um das Agieren der Polizei, um Sicherheitskonzepte 
oder Praktiken wie ➞ »Racial Profi ling« geht.

Anknüpfend an gute bestehende Praxis und an eigene Kompetenzen lassen 
sich vielfältige Strategien für eine Kommune als öffentlichen Raum für alle 
entwickeln und das lokale Klima entsprechend verschieben. Die freie Entfal-
tung und Mobilität aller sind ein erreichbares Ziel, gerade in der Lokalpolitik. 
Kommunale Möglichkeiten der Teilhabe und gegen Diskriminierung und Ras-
sismus sollten sich deswegen an den Problemen und Möglichkeiten vor Ort ori-
entieren. Entscheidender als die Frage, wo jemand herkommt, sollte für eine 
linke Lokalpolitik immer sein, dass Menschen dort wohnen und arbeiten kön-
nen, wo sie selbst leben wollen.
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